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Gefeg- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 15. 


(Nr, 3122.) Verordnung Aber den Belagerungszuſtand. Vom 10. Mai 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums auf Grund des Arti— 
kels 105. der Verfaſſungsurkunde in Ausführung des Artikels 110. der Verfaſ— 
ſungsurkunde uͤber den Belagerungszuſtand was folgt: 


8 


Fuͤr den Fall eines Krieges iſt in den vom Feinde bedrohten Provinzen 
jeder Feſtungs-Kommandant befugt, die ihm anvertraute Feſtung mit ihrem 
Rayonbezirke, der kommandirende General aber den Bezirk des Armeekorps 
oder einzelne Theile deſſelben zum Zweck der Vertheidigung in Belagerungs— 
zuſtand zu erklaͤren. 


$. 2 


Auch fuͤr den Fall eines Aufruhrs kann der Belagerungszuſtand ſo⸗ 
wohl in Kriegs- als in Friedenszeiten erklaͤrt werden. 


Die Erklaͤrung des Belagerungszuſtandes geht alsdann vom Staats— 
miniſterium aus, kann aber proviſoriſch und vorbehaltlich der ſofortigen Be⸗ 
ftätigung oder Beſeitigung durch daſſelbe, in dringenden Faͤlle ruͤckſichtlich ein⸗ 
zelner Orte und Bezirke durch den oberſten Militairbefehlshaber in denſelben 
auf den Antrag des Verwaltungschefs des Regierungsbezirks, oder, wenn Ge⸗ 
fahr im Verzuge iſt, durch den Militairbefehlshaber erfolgen. 

Jahrgang 1849. (Nr. 3122.) 26 In 


Ausgegeben zu Berlin den 11. Mai 1849. 
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In Feſtungen geht die proviſoriſche Erklaͤrung des Belagerungszuſtandes 
von dem Feſtungskommandanten aus. 


$. 3. 


Die Erklaͤrung des Belagerungszuſtandes iſt bei Trommelſchlag oder 
Trompetenſchall zu verkuͤnden und außerdem durch Mittheilung an die Ge— 
meindebehoͤrde, durch Anſchlag an öffentlichen Plaͤtzen und durch öffentliche 
Blaͤtter ohne Verzug zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Die Aufhebung des Belagerungszuſtandes wird durch die oͤffentlichen 
Blaͤtter zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


, 


Mit der Bekanntmachung der Erklaͤrung des Belagerungszuſtandes geht 
die vollziehende Gewalt an die Militairbefehlshaber über, Die Civilverwal⸗ 
tungs- und die Kommunalbehoͤrden haben den Anordnungen und Auftraͤgen 
der Militairbefehlshaber Folge zu leiſten. 


Fuͤr ihre Anordnungen ſind die betreffenden Militairbefehlshaber perſoͤn— 
lich verantwortlich. S 


H. 3. 


Erachtet das Staatsminiſterium oder der Militairbefehlshaber, welcher 
den Belagerungszuſtand ausſpricht, es fuͤr erforderlich, die Artikel 5. 6. 7. 
24. 25. 26. 27. 28. der Verfaſſungsurkunde zeit- und diſtriktsweiſe außer 
Kraft zu ſetzen, ſo muͤſſen die Beſtimmungen daruͤber ausdruͤcklich in die Be— 
kanntmachung über die Erklaͤrung des Belagerungszuſtandes aufgenommen oder 
in einer beſonderen unter der naͤmlichen Form ($. 3.) bekannt zu machenden 
Verordnung verkuͤndet werden. 


Erfolgt die zeit- und diſtriktsweiſe Suspendirung der angefuͤhrten Arti— 
kel oder einzelner dieſer Artikel, ſo muß den Kammern ſofort nach ihrem Zu— 
ſammentreten daruͤber Rechenſchaft gegeben werden. 


§. 6. 


Die Militairperſonen ſtehen waͤhrend des Belagerungszuſtandes unter 
den Geſetzen, welche fuͤr den Kriegszuſtand ertheilt ſind. — Auch finden auf 
diefelben die HH. 8. und 9. dieſer Verordnung Anwendung. 


$. 125 
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H. 7. 


An den in Belagerungszuſtand erklaͤrten Orten oder Bezirken hat der 
Befehlshaber der Beſatzung (in den Feſtungen der Kommandant) die höhere 
Militairgerichtsbarkeit uͤber ſaͤmmtliche zur Beſatzung gehörende Militair⸗ 
perſonen. 

Auch ſteht ihm das Recht zu, die wider dieſe Perſonen ergehenden 
kriegsrechtlichen Erkenntniſſe zu beftätigen. Ausgenommen hiervon find nur in 
Friedenszeiten die Todesurtheile; dieſe unterliegen der Beſtaͤtigung des komman— 
direnden Generals der Provinz. 


Hinſichtlich der Ausuͤbung der niederen Gerichtsbarkeit verbleibt es bei 
den Vorſchriften des Militairſtrafgeſetzbuchs. 


H. 8. 


Wer an einem in Belagerungszuſtand erklaͤrten Orte oder Bezirke der 
vorſaͤtzlichen Brandſtiftung, der vorſaͤtzlichen Verurſachung einer Ueberſchwem— 
mung oder des Angriffs oder des Widerſtandes gegen die bewaffnete Macht 
oder Abgeordnete der Civil- oder Militairbehoͤrde in offener Gewalt und mit 
Waffen oder gefaͤhrlichen Werkzeugen verſehen ſich ſchuldig macht, wird mit 
dem Tode beſtraft. 


K 9. 


Wer an einem in Belagerungszuſtand erklaͤrten Orte oder Bezirke: 

a) in Beziehung auf die Zahl, die Marſchrichtung oder angeblichen Siege 
der Feinde oder Aufruͤhrer wiſſentlich falſche Geruͤchte ausſtreut oder 
verbreitet, welche geeignet ſind, die Civil- oder Militairbehoͤrden hin— 
ſichtlich ihrer Maaßregeln irre zu fuͤhren, oder 

b) ein im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes Verbot uͤbertritt, 
oder zu ſolcher Uebertretung Andere aufreizt, oder 

c) zu den Verbrechen des Aufruhrs, der thätlichen Widerſetzlichkeit, der 
Befreiung eines Gefangenen oder zu andern F. 8. vorgeſehenen Ver— 
brechen, wenn auch ohne Erfolg auffordert, oder 


d) Soldaten zu Verbrechen gegen die Subordination oder Vergehungen 
gegen die militairifche Zucht und Ordnung zu verleiten ſucht, 


ſoll, wenn die beſtehenden Geſetze keine hoͤhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit 
Gefaͤngniß von ſechs Wochen bis zu Einem Jahre beſtraft werden. 


(Nr. 3122.) 26 * H. 10. 
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Wird unter Suspenſion des Artikels 7. der Verfaſſungsurkunde zur 
Anordnung von Kriegsgerichten geſchritten, ſo gehoͤrt vor dieſelben die Un— 
terſuchung und Aburtheilung der Verbrechen des Hochverraths, des Landes— 
verraths, des Mordes, des Aufruhrs, der thaͤtlichen Widerſetzung, der Befreiung 
von Gefangenen, der Meuterei, des Raubes, der Pluͤnderung, der Erpreſſung, 
der Verleitung der Soldaten zur Untreue und der in den pp, 8. und 9. mit 
Strafe bedrohten Verbrechen und Vergehen. 


Als Hochverrath und Landesverrath ſind im Bezirke des Rheiniſchen 
Appellationshofes zu Coͤln die Verbrechen und Vergehen wider die innere und 
aͤußere Sicherheit des Staats (Art. 75.— 108. des Rheiniſchen Strafgeſetzbuchs) 
anzuſehen. 


H. 1. 


Die Kriegsgerichte beſtehen aus fuͤnf Mitgliedern, unter denen zwei 
von dem Vorſtande des Civilgerichts des Orts zu bezeichnende richterliche Civil— 
beamte und drei von dem Militairbefehlshaber, welcher am Orte den Befehl 
führt, zu ernennende Offiziere fein muͤſſen. Die Offiziere ſollen mindeſtens! 
Hauptmannsrang haben; fehlt es an Offizieren dieſes hoͤheren Ranges, ſo iſt 
die Zahl aus Offizieren des naͤchſten Grades zu ergaͤnzen. 


Sofern in einer vom Feinde eingeſchloſſenen Feſtung die erforderliche 
Zahl von richterlichen Civilbeamten nicht vorhanden iſt, ſoll dieſelbe von dem 
kommandirenden Militairbefehlshaber aus den Mitgliedern der Gemeinde-Ver— 
tretung ergaͤnzt werden. 


Die Zahl der Kriegsgerichte richtet ſich, wenn eine ganze Provinz oder 
ein Theil derſelben in Belagerungszuſtand erflärt iſt, nach dem Beduͤrfniß, und 
den Gerichtsſprengel eines jeden dieſer Gerichte beſtimmt in derartigen Faͤllen 
der kommandirende General. 


$. 12. 


Den Vorſitz in den Sitzungen der Kriegegerichte fuͤhrt ein richterlicher 
Beamte. 

Von dem Vorſitzenden werden, bevor das Gericht ſeine Geſchaͤfte be— 
ginnt, die zu Mitgliedern deſſelben beſtimmten Offiziere und eintretenden Falles 
diejenigen Civilmitglieder, welche dem Richterſtande nicht angehören, dahin 
vereidigt: 

daß 
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daß fie die Obliegenheiten des ihnen übertragenen Richteramtes mit 
Se und Unpartheilichkeit, den Geſetzen gemäß, erfüllen 
wollen. 

Der Militairbefehlshaber, welcher die dem Offizierſtande angehörigen 
Mitglieder des Kriegsgerichts ernennt, beauftragt als Berichterſtatter einen 
Auditeur oder in deſſen Ermangelung einen Offizier. Dem Berichterſtatter 
liegt ob, uͤber die Anwendung und Handhabung des Geſetzes zu wachen und 
durch Antraͤge die Ermittelung der Wahrheit zu foͤrdern. Stimmrecht hat 
derſelbe nicht. 

Als Gerichtsſchreiber wird zur Fuͤhrung des Protokolls ein von dem 
Vorſitzenden des Kriegsgerichts zu bezeichnender und von ihm zu vereidigender 
Beamter der Civilverwaltung zugezogen. 


H. 13. 


Fuͤr das Verfahren vor den Kriegsgerichten gelten folgende Beſtim— 
mungen: 

1) das Verfahren iſt muͤndlich und oͤffentlich; die Oeffentlichkeit kann vom 
Kriegsgerichte durch einen oͤffentlich zu verkuͤndigenden Beſchluß ausge— 
ſchloſſen werden, wenn es dies aus Gruͤnden des oͤffentlichen Wohls 
fuͤr angemeſſen erachtet. 

2) Der Beſchuldigte kann ſich eines Vertheidigers bedienen. 

3) Der Berichterſtatter trägt in Anweſenheit des Beſchuldigten die dem— 

ſelben zur Laſt gelegte Thatſache vor. 

Der Beſchuldigte wird aufgefordert, ſich daruͤber zu erklaͤren; be— 
ſtreitet er dieſelbe, ſo wird durch Erhebung der Beweiſe der Thatbeſtand 
ermittelt. 

Sodann wird dem Berichterſtatter zur Aeußerung uͤber die Reſultate 
der Vernehmungen und die Anwendung des Geſetzes und zuletzt dem Be— 
ſchuldigten und ſeinem Vertheidiger das Wort geſtattet. 

Das Urtheil wird bei ſofortiger nicht oͤffentlicher Berathung des Gerichts 
nach Stimmenmehrheit gefaßt, und unmittelbar darauf dem Beſchuldig— 
ten verkuͤndigt. 

Das Gericht erkennt auf die geſetzliche Strafe oder auf Freiſprechung 
oder Verweiſung an den ordentlichen Richter. 

Der Freigeſprochene wird ſofort der Haft entlaffen. Die Verweiſung 
an den ordentlichen Richter findet Statt, wenn das Kriegsgericht ſich fuͤr 
(Kr. 31220 nicht 


4 


es 
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nicht kompetent erachtet; es erlaͤßt in dieſem Falle über die Fortdauer 
oder Aufhebung der Haft im Urtheile zugleich beſondere Verfuͤgung. 

5) Das Urtheil, welches den Tag der Verhandlung, die Namen der Rich— 
ter, die ſummariſche Erklaͤrung des Beſchuldigten uͤber die ihm vorge⸗ 
haltene Beſchuldigung, die Erwaͤhnung der Beweisaufnahme und die 
Entſcheidung enthalten muß, wird von den ſaͤmmtlichen Richtern und dem 
Gerichtsſchreiber unterzeichnet. 

6) Gegen die Urtheile der Kriegsgerichte findet kein Rechtsmittel Statt. 
Die auf Todesſtrafe lautenden Erkenntniſſe unterliegen jedoch der Be- 
ftätigung des Militairbefehlshabers. ($. 7.) 

7) Alle Strafen, mit Ausnahme der Todesftrafe, werden binnen 24 Stunden 
nach der Verkündigung des Erkenntniſſes, Todesſtrafen binnen gleicher 
Friſt nach Bekanntmachung der erfolgten Beſtaͤtigung an den Angeſchul⸗ 
digten zum Vollzug gebracht. 

8) Die Todesſtrafe wird durch Erſchießen vollſtreckt. 


Sind Erkenntniſſe, welche auf Todesſtrafe lauten, bei Aufhebung des 
Belagerungszuſtandes noch nicht vollzogen, ſo wird dieſe Strafe von den or— 
dentlichen Gerichten in diejenige Strafe umgewandelt, welche, abgeſehen von 
dem Belagerungszuſtande, die geſetzliche Folge der von dem Kriegsgerichte als 
erwieſen angenommenen That geweſen ſein wuͤrde. 


H. 14. 


Die Wirkſamkeit der Kriegsgerichte hoͤrt mit der Beendigung des Be— 
lagerungszuſtandes auf. 


$. 15. 


Nach aufgehobenem Belagerungszuſtande werden alle vom Kriegsgerichte 
erlaffenen Urtheile ſammt Belagſtuͤcken und dazu gehörenden Verhandlungen, 
ſowie die noch ſchwebenden Unterſuchungsſachen, an die ordentlichen Gerichte 
abgegeben, von denen alsdann auf die ordentliche geſetzliche Strafe zu er— 
kennen iſt. 


H. 16. 


Auch außer dem Belagerungszuſtande koͤnnen im Falle des Krieges oder 
Aufruhrs die Artikel 5. 6. 24. 25. 26. 27. 28. der Verfaſſungsurkunde vom 
Staatsminiſterium zeit- und diſtriktsweiſe außer Kraft geſetzt werden. 

Die 
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Die Beſtimmung im zweiten Abſatze des $. 5. kommt in einem ſolchen 
Falle gleichfalls zur Anwendung. 


KAN 
Die vorſtehende Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 10. Mai 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 
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